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Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freunde,


anbei sende ich Ihnen/ Euch meinen Infobrief anlässlich der vergangenen
Sitzungswoche des Deutschen Bundestages.




Themen der Woche:



„Wir wählen die Freiheit!“: Meine Meinung zu einem Jahr Krieg in der Ukraine
Themen Sterbehilfe und Versorgung schwer Erkrankter: „Interfraktioneller
Gesprächskreis Hospiz“ tagt erneut im Bundestag
SEA GUARDIAN: Markus Grübel zum Bundeswehreinsatz im Mittelmeer
Größte religiöse Minderheit im Iran: Markus Grübel bekundet Solidarität mit
verfolgten Bahai
CDU/CSU-Fraktion debattiert mit Experten Gasförderung und Fracking in
Deutschland
Gute Nachricht, Enttäuschung und Zitat der Woche
Zahl der Woche
Neue Praktikantin im Berliner Abgeordnetenbüro: Sonja Schurr



Ihr/ Euer Markus Grübel MdB
Abgeordneter des Wahlkreises Esslingen

   

     

 

 

 

 

„Wir wählen die Freiheit!“: Meine Meinung zu
einem Jahr Krieg in der Ukraine
 

Wenn Russland die Kämpfe einstellt und sich zurückzieht, ist Frieden. Wenn die Ukraine
die Kämpfe einstellt, verschwindet das Land von der Landkarte. Es gibt also einen
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einfachen Weg zum Frieden: Putin zieht sich
aus der Ukraine zurück.




Die Äußerungen von Sahra Wagenknecht und
Alice Schwarzer laufen auf eine Unterwerfung
der Ukraine hinaus. Was dann geschieht,
haben wir in Städten wie Butscha, Irpin oder
Cherson gesehen: Unterdrückung der
Bevölkerung, Vergewaltigungen, willkürliche

Erschießungen sowie Verschleppungen von Erwachsenen und Kindern. Letztere zum
Zweck der Adoption durch russische Familien.


Wie Konrad Adenauer einst, so sagen die Ukrainer heute: „Wir wählen die Freiheit!“


Die jüngste chinesische Initiative hat mit einem „Friedensplan“ nichts zu tun. China
beschreibt seine Sicht der Dinge und ein Weg zum Frieden wird nicht aufgezeigt.




Krieg ist für Putin ein normales Mittel, um seine Interessen durchzusetzen. Darauf
müssen wir uns einstellen. Eine glaubwürdige Abschreckung ist wie im Kalten Krieg
wieder notwendig. Leider hat sich nach einem Jahr „Zeitenwende“ noch wenig getan, bei
der Bundeswehr kommt nichts an. Wir müssen daher von einem verlorenen Jahr
sprechen.




Verliert die Ukraine den Krieg, dann werden weitere „Dominosteine“ nacheinander fallen:
Georgien, Moldawien, das Baltikum, Polen…


Foto: Anlässlich des Jahrestages des russischen Angriffs auf die Ukraine am 24.02.2023
wurde am Reichstagsgebäude zusätzlich zur deutschen und europäischen Flagge auch
die Nationalflagge der Ukraine gehisst. Das Bundestagspräsidium hat damit eine
Initiative aus der Deutsch-Ukrainischen Parlamentariergruppe (deren stellv. Vorsitzender
Markus Grübel ist) aufgegriffen, an diesem Tag als Deutscher Bundestag ein besonders
klares Zeichen der Solidarität mit dem ukrainischen Volk zu zeigen.

 

     

 

 

 

 
 

Themen Sterbehilfe und
Versorgung schwer
Erkrankter:
„Interfraktioneller
Gesprächskreis Hospiz“
tagt erneut im Bundestag
 

Unter dem Co-Vorsitz von Markus Grübel
(neben der CSU-Abgeordneten Emmi Zeulner
und dem SPD-Abgeordneten Dr. Herbert
Wollmann) hat sich am Donnerstagmorgen
erneut der fraktionsübergreifende
Hospizgesprächskreis im Bundestag getroffen.
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Thema war dieses Mal (erneut) die gesetzliche
Regelung der so genannten Suizidassistenz
(also der Hilfe bei der Selbsttötung), die der
Bundestag vornehmen muss. Dies hat das
Bundesverfassungsgericht in einem Urteil im
Februar 2020 verfügt und zugleich die bis dahin
geltende gesetzliche Regelung zur Sterbehilfe
gekippt. 




Aktuell liegen drei Gesetzentwürfe vor, wobei
der Entwurf um die Abgeordneten Renate
Künast (GRÜNE) und Dr. Nina Scheer (SPD)
sowie der Entwurf um Katrin Helling-Plahr MdB
(FDP) und Dr. Petra Sitte MdB (LINKE) das
Thema des assistierten Suizids eher liberal
regeln möchte. Markus Grübel hat sich
hingegen dem Gesetzentwurf um die
Abgeordneten Dr. Lars Castellucci (SPD) und
Ansgar Heveling (CDU) angeschlossen, der
einen eher restriktiven Ansatz verfolgt. Grübel
und seinen Mitstreitern ist jedoch wichtig, dass
bei einer gesetzlichen Erlaubnis der Hilfe zur
Selbsttötung – zu der, wie erwähnt, das
höchste deutsche Gericht den Bundestag
verpflichtet hat – zeitgleich (oder am besten
zuvor) die Suizidprävention gestärkt wird. Wie
dies geschehen könnte, hat die Gruppe in ihrem
Bundestags-Antrag „Suizidprävention stärken
und selbstbestimmtes Leben ermöglichen“ im
März 2022 formuliert. Große Zustimmung für
dieses Vorhaben erhielt die Gruppe um
Castellucci/ Heveling von den beiden
Fachgesellschaften „Deutsche Gesellschaft für
Palliativmedizin“ und „Deutscher Hospiz- und
Palliativverband“. 


Darüber hinaus wurde im Gesprächskreis die
psychosoziale Versorgung im Rahmen der
„Spezialisierten ambulanten Palliativversorgung
(SAPV)“ thematisiert. Diese betrifft diejenigen
schwer Erkrankten, die zu Hause gepflegt
werden (was der Wunsch der meisten
Betroffenen ist). Seit dem 01.01.2023 besteht
für die SAPV ein so genannter
Bundesrahmenvertrag zwischen
Krankenkassen und Dienstleistern, der seither
für wichtige Verbesserungen für die
Betroffenen sorgt. Unter anderem wird nun
auch die Betreuung von psychosozialen



Fachkräften von den Kassen erstattet. In
eindrücklichen Schilderungen von Schicksalen
von lebensbedrohlich Erkrankten durch die
Fachgesellschaften wurde deutlich, dass in
vielen Fällen neben der medizinischen auch
eine psychosoziale Betreuung dieser Personen
notwendig ist. Das heißt, dass die Betroffenen
häufig zusätzlich zu ihrer Erkrankung in einem
problematischen häuslichen bzw. sozialen
Umfeld leben und eine Begleitung durch
Psychologen und Sozialarbeiter daher geboten
ist.
 
 

 

 

  Mehr zum Deutschen Hospiz- und Palliativverband 
 

 

 

 

     

 

  SEA GUARDIAN: Markus Grübel zum
Bundeswehreinsatz im Mittelmeer
 
Vor einem Jahr begann der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine.
Dieses schreckliche Ereignis war Anlass für die Zeitenwende-Rede von Bundeskanzler
Olaf Scholz, in der er die Notwendigkeit einer einsatzbereiten und verteidigungsfähigen
Bundeswehr unterstrich. Der Bundekanzler hatte das Sondervermögen Bundeswehr
angekündigt und erklärt, ab sofort mehr als 2 Prozent für Verteidigung auszugeben. Viel
passiert ist seitdem nicht. Trotzdem hat Olaf Scholz in seiner Regierungserklärung in
dieser Woche betont, dass diese Zusage weiterhin gilt. 


Die Deutsche Marine hat vor einem Jahr schnell reagiert, um Präsenz an der NATO-
Ostflanke zu zeigen. „Wir haben alles rausgebracht, was schwimmt.“, sagte der damals
noch designierte Inspekteur der Marine, Vizeadmiral Jan Christian Kaack. Russland
sollte sehen, was Deutschland und seine Verbündeten tun.




Die Südflanke der NATO im Mittelmeer dürfen wir dabei aber nicht aus den Augen
verlieren. Italien hat vor kurzem die Zunahme russischer Militärpräsenz im Mittelmeer
gemeldet und vor möglichen Zwischenfällen gewarnt. Wir müssen auch im Mittelmeer
wachsam bleiben und unsere Präsenz zeigen. Die Maritime Sicherheitsoperation SEA
GUARDIAN ist wichtiger Bestandteil der NATO-Präsenz im Mittelmeer. Unterstützt wird
die Operation von der Standing NATO Maritime Group 2 in der Ägäis. Das Mittelmeer hat
strategische Bedeutung für die Interessen Deutschlands und seiner Verbündeten.
Sowohl über als auch unter Wasser. Die Sabotage der Nord Stream-Pipelines hat gezeigt,
wie verletzlich unsere kritischen Infrastrukturen sind. Auch am Grund des Mittelmeeres
liegen kritische Infrastrukturen, wie Datenkabel. Für Europa wichtige Handelsrouten und
Verkehrswege laufen über das Mittelmeer. Auch Terroristen und organisiertes
Verbrechen nutzen das Mittelmeer für ihre Aktivitäten. Die Operation SEA GUARDIAN
sorgt seit vielen Jahren für Stabilität und Sicherheit im Mittelmeer. Unter anderem mit
Aufklärung und Lagebilderstellung beteiligt sich SEA GUARDIAN am Kampf gegen
Terrorismus und Waffenschmuggel. SEA GUARDIAN hat 2016 die Operation ACTIVE
ENDEAVOUR abgelöst, die eine Reaktion auf die Terroranschläge vom 11. September
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2001 war, die auf Artikel 5 des NATO-Vertrages, der Beistandsklausel, basierte.


Die Deutsche Marine hat viele Aufgaben und Verpflichtungen. Um diese erfüllen zu
können, benötigt sie einsatzbereite Fregatten, Korvetten, Seefernaufklärer,
Flottendienstboote, U-Boote, aber auch Munition und Ersatzteile. Weitere Kürzungen im
Sondervermögen oder sonstige Verzögerungen bei den Marine-Projekten darf es nicht
geben. Die Zeitenwende muss endlich bei der Marine ankommen.


Mein großer Dank gilt unseren Soldatinnen und Soldaten für ihren unermüdlichen Einsatz
bei SEA GUARDIAN und den anderen Verpflichtungen der Marine!
 
 

 

 

  Rede von Markus Grübel zu SEA GUARDIAN am 03.03.2023 
 

 

 

     

 

 

 

 

Größte religiöse
Minderheit im Iran:
Markus Grübel bekundet
Solidarität mit verfolgten
Bahai
 

Die „Internationale Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM)“ und die „Bahai-Gemeinde in
Deutschland“ luden am Mittwochnachmittag zu einer Pressekonferenz und
Podiumsdiskussion zum Thema Verfolgung der Bahai (korrekte Schreibweise „Bahá’í“) in
die Räumlichkeiten der Deutschen Evangelischen Allianz (EAD) in Berlin ein. Alleine der
Ort der Veranstaltung zeigte die Verbundenheit der christlich-evangelischen EAD mit
verfolgten Gläubigen anderer Religionen. Dass dies in der Tat so ist, betonte Uwe
Heimowski, Hauptstadtbeauftragter der EAD in seinem sehr deutlichen und
eindrücklichen Statement.




Das Bahaitum ist Mitte des 19. Jahrhunderts im Iran entstanden und stellt heute mit
300.000 Anhängern die größte religiöse Minderheit im Iran dar. Auf der Pressekonferenz
wurde auch ein Statement von Markus Grübel verlesen, in dem er seine Verbundenheit
mit den aus religiösen Gründen verfolgten Bahai im Iran betonte. Der Esslinger
Abgeordnete hatte erst kürzlich eine politische Patenschaft für zwei im Iran inhaftierte
Bahai-Frauen übernommen. In seiner Stellungnahme betonte Grübel unter anderem: „Es
ist für mich selbstverständlich, dass ich mich als praktizierender Katholik für meine
verfolgten christlichen Glaubensgeschwister einsetze. Genauso selbstverständlich ist es
für mich als Christ jedoch, nicht nur dann Anteil an der Verfolgung von Menschen zu
nehmen, wenn sie meiner eigenen Religion angehören.“ Grübel betonte, dass sein
Engagement für weltweite Religionsfreiheit mit der Übergabe des Amtes des
Beauftragten der Bundesregierung an seinen Nachfolger vor einem Jahr ausdrücklich
nicht geendet habe.




Dem Mullah-Regime im Iran dienen ethnische und religiöse Minderheiten, so auch die
Bahai, seit Jahrzehnten als Zielscheibe. Unterdrückung, Folter und Exekutionen stehen
leider auf der Tagesordnung. Aktuell erfährt ihre Verfolgung einen neuen Höhepunkt.
Erschreckend ist, dass die Diskriminierung und Verfolgung der Bahai nicht an den
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iranischen Grenzen endet. So hat sich auch im Jemen und in Katar die Situation der
Bahai in den letzten Jahren verschärft.
 
 

 

 

  Mehr zur Evangelischen Allianz Deutschland 
 

 

 

 

     

 

  CDU/CSU-Fraktion debattiert mit Experten
Gasförderung und Fracking in Deutschland
 
Zu einem hochinteressanten, faktenreichen Fachgespräch lud die Unionsfraktion am
Dienstagabend in ihren Fraktionssitzungssaal im Reichstagsgebäude. Thematisiert
wurde die umstrittene Gasförderung in Deutschland und die bei der
Schiefergasförderung genutzte, noch umstrittenere, Fracking-Methode. Anders als bei
konventionellen Gasvorkommen strömt das in Schiefergestein gebundene Gas nicht von
selbst an die Oberfläche, sondern muss, um es zu fördern, mittels eines Bohrers und
hohem Druck aufgebrochen werden.


Zu Beginn stellte der stellv. Fraktionsvorsitzende Steffen Bilger fest, dass die
Energiedebatte seitens der Bundesregierung und vor allem vom zuständigen Minister
Habeck (GRÜNE) unehrlich geführt werde. Auch Markus Grübel hatte bereits vor einigen
Monaten öffentlich darauf hingewiesen, dass bei vielen Debatten in Deutschland mehr
Ehrlichkeit und inhaltliche Stringenz angebracht wäre. Dies betreffe, so der Esslinger
Abgeordnete, auch das Thema Fracking: Während die (mittig-)links verorteten Fraktionen
von SPD, GRÜNEN und LINKEN es vehement ablehnten, über Fracking in Deutschland
auch nur zu diskutieren, hätte man gleichzeitig keinerlei Probleme, das mit dieser
Methode gewonnene Erdgas in großen Mengen nach Deutschland einzuführen.


Am Dienstag nun machten zwei fachlich sehr versierte Universitätsprofessoren, zum
einen für Strukturgeologie und zum anderen für Geophysik, vor der Runde aus
Abgeordneten und ihren Mitarbeitern deutlich, dass gemäß aktuellen wissenschaftlichen
Erkenntnissen nichts gegen Fracking in Deutschland spreche. Zumal, so die Experten,
diese Art der Erdgasförderung mit viel strengeren Umwelt- und anderen Auflagen als in
den USA verbunden sei. Sie betonten außerdem, dass die Fracking-Methode technisch
gesehen keinen anderen Vorgang darstelle als beispielsweise eine Tiefenbohrung zur
Gewinnung von Erdwärme (Geothermie), wo bis zu fünf Kilometer in die Erde gebohrt
würde. Auch sei Fracking eine Methode, die bereits seit den 1940er-Jahren erprobt sei,
wobei in Deutschland alleine seit 1960 ca. 300 mal „gefrackt“ worden sei – ohne, dass
dies Schäden verursacht oder zu einer Verschmutzung des Trinkwassers geführt habe.
Dem liegt zugrunde, dass bei der Schiefergasgewinnung heutzutage mit einem so
genannten Multi-Barrierensystem gebohrt würde, bei dem der Bohrvorgang vom
Grundwasser abgeschirmt erfolge. Das komplette Fracking-Verfahren würde zudem
permanent technisch überwacht, so dass selbst kleinste Abweichungen von der Norm
jederzeit auffielen. Auch was die beim Fracking neben Wasser und Sand eingesetzten
Chemikalien (die max. 2 Prozent des Gemischs ausmachen) betrifft, so seien diese
gemäß der beiden Wissenschaftler dieselben „Additive“ (wie z.B. Stärke), die auch bei der
Lebensmittelchemie zum Einsatz kämen. Zudem dürfen in Deutschland beim Fracking
heutzutage nur noch solche Gemische verwendet werden, die entweder gar nicht oder
nur schwach wassergefährdend sind. Selbst wenn diese bei einem Unfall in das
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Grundwasser gelängen, so die Wissenschaftler, würde dies aufgrund der schwachen
Konzentration nicht zu einer Verunreinigung führen. Zu guter Letzt darf Fracking in
Deutschland nicht in besiedelten Gebieten stattfinden.


Was die Risiken anbelangt, so waren sich sowohl die beiden Geowissenschaftler als
auch der ebenfalls geladene Vertreter der Wasserwirtschaft in einem Punkt einig: Das
viel größere Problem bestehe in Deutschland bereits heute im so genannten
Lagerstättenwasser, das bei der konventionellen Erdöl- und Erdgasförderung entsteht.
Dieses Abwasser ist zum Teil mit Schwermetallen und radioaktiven Stoffen durchsetzt.
Selbstverständlich wird auch dieses Restwasser in Deutschland fach- und
umweltgerecht entsorgt, entweder mittels Ableitung, per LKW-Transport oder aber das
Wasser wird wieder in die Erde eingepresst (mittels „Versenkbohrung“). Dies hat jedoch
zur Folge, dass beispielsweise in Niedersachsen, wo seit über 70 Jahren Erdgas
gefördert wird, ganze Regionen mit einem riesigen unterirdischen Netz von
Lagerstättenwasser-Leitungen durchsetzt sind. Dort, genauso wie im Ruhrgebiet, das
durch den Kohle-Bergbau unter der Erdoberfläche „durchlöchert wie ein Schweizer Käse“
sei, dürfe, so der Vertreter der Wasserunternehmen, niemals Fracking durchgeführt
werden.




Letztlich, so die Experten, sei es ein schlichter Fakt, dass 25 Prozent des weltweit
verbrauchten Gases mittels Fracking gewonnen worden seien. Sollte sich der Bundestag
und die Bundesregierung entschließen, das seit Februar 2017 geltende Fracking-Verbot
aufzuheben, wäre es Sache der Energieunternehmen, zu entscheiden, ob sich die
Erschließung des Schiefergases für sie wirtschaftlich rentieren würde. Fest stehe jedoch,
dass man mittels Fracking geschätzt 380 bis 2340 Mrd. Kubikmeter Gas aus der Erde
gewinnen könne. Bei einem Jahresverbrauch von rund 90 Mrd. Kubikmeter Gas in
Deutschland, würde mittels Fracking gewonnenes Gas also 4 bis 26 Jahre reichen. Im
letzteren Fall wäre dies länger als bis zu dem Zeitpunkt (im Jahr 2045), an dem
Deutschland gemäß Klimaschutzgesetz klimaneutral sein, also gar keine fossilen
Energien mehr verbrauchen möchte.

     

 

 

 




Gute Nachricht der
Woche


Wenigstens die FDP zeigt in der
Bundesregierung Ansätze für eine
vernünftige Energie- und
Verkehrspolitik. So stemmte sich
Bundesverkehrsminister Volker
Wissing (FDP) zuletzt gegen das
Aus für den Verbrenner – ein guter
und richtiger Schritt, um die
europäischen Klimaziele zu
erreichen. Zudem war es dem
Druck der FDP geschuldet, dass
sich die Bundesregierung nun auf
EU-Ebene für synthetische
Kraftstoffe – E-Fuels – einsetzt.

   
 

 




Enttäuschung der Woche


Der Einbau von Gas- und
Ölheizungen soll ab 2024
schrittweise verboten werden; so
heißt es in einem gemeinsamen
Referentenentwurf des
Wirtschafts- und des
Bauministeriums zur Reform des
Gebäudeenergiegesetzes (GEG).
So würden ab kommendem Jahr
nur noch Heizungen „auf Basis
von mindestens 65 Prozent
erneuerbaren Energien“ gestattet
sein. Dies wären Hybrid-
Heizungen, Wärmepumpen, und
Biomasse-Kessel. Der

   
 

 




Zitat der Woche


"Aber wenn am Wochenende von
maßgeblichen Vertreterinnen und
Vertretern von ganz links bis ganz
rechts, auch von Abgeordneten
aus Ihrer Fraktion der Linken und
Ihrer Fraktion der AfD, in einer
geradezu bizarren Gemeinsamkeit
Täter und Opfer verwechselt
werden - nicht mal so zufällig,
sondern geradezu vorsätzlich -
und wenn dann noch eine der
Vertreterinnen aus Ihrer Fraktion
der Linken achselzuckend im
deutschen Fernsehen sagt: "Naja,
Vergewaltigungen, die gibt's halt

 

 



Diese sind nämlich in ihrer Bilanz
CO2-neutral und können auf Basis
von erneuerbaren Energien
produziert werden. Mit diesen
klimaneutralen E-Fuels könnten
dann die bereits bestehenden
Fahrzeuge mit
Verbrennungsmotor klimaneutral
angetrieben werden. Die
bestehende Tankstellen-
Infrastruktur wäre vorhanden.


Nach den bisherigen Plänen
sollen ab 2035 in der EU keine
neuen Pkw mit Verbrenner mehr
zugelassen werden. Im Oktober
2022 hatten sich die EU-Länder
bereits auf einen Kompromiss
verständigt. Zuletzt hatte das EU-
Parlament die neuen CO2-
Vorgaben gebilligt, denen zufolge
ab dem Jahr 2035 nur noch
Neuwagen verkauft werden
dürfen, die im Betrieb keine
Treibhausgase ausstoßen. Doch
das ist problematisch: Wir wissen
heute noch nicht einmal, ob wir
bis 2035 den dafür notwendigen
Strombedarf nachhaltig decken
und die Ladeinfrastruktur
bereitstellen können. Letztendlich
geht es auch um die
Wettbewerbsfähigkeit Europas
und um zahlreiche Arbeitsplätze.

 

Gesetzesentwurf liest sich als
eine klare Absage an
herkömmliche
Brennstoffheizungen – etwa auf
Grundlage von Gas oder Heizöl. 


Dabei drängt sich vor allem die
Frage nach der logischen
Konsistenz auf. So wird einerseits
der Ausstieg aus der – im
Vergleich zu fossilen
Energieträgern deutlich
klimafreundlicheren – Atomkraft
beschlossen, während im
Gegenzug von normalen
Verbrauchern ein erheblicher
persönlicher Beitrag für die
deutsche Klimaneutralität
eingefordert wird. Zudem ist
fraglich, ob eine solch
bevormundende Verbotsregelung
die Bereitschaft der Bevölkerung
zum Klimaschutz erhöht oder
diese nicht vielmehr vermindert.
Klimafreundliches Sanieren und
die Eigenverantwortung der
Bürger sollten niemals im
Widerspruch zueinander stehen –
was hier jedoch klar der Fall ist.

 

so in jedem Krieg, und zwar auf
beiden Seiten", meine Damen und
Herren, dann ist das zynisch,
menschenverachtend, dann ist
das einfach nur niederträchtig und
dann ist das beschämend für
unser ganzes Land."


Friedrich Merz MdB, Vorsitzender
der CDU/CSU-Fraktion am
02.03.2023 im Bundestag. Zuvor
hatte er betont, dass
Demonstrationen in Deutschland
selbstverständlich erlaubt seien
und "für den Frieden einzutreten
wirklich aller Ehren wert" sei.

 

     

 
 

Zahl der Woche
 

In einem Antrag, der am Mittwoch im Bundestag
eingebracht wurde, fordert die CDU/CSU-Fraktion,
die russische Aggression in der Ukraine konsequent
zu ahnden. Die konkrete Forderung der
Unionsfraktion ist, ein Sondertribunal zu errichten,
das als so genannte funktionale Erweiterung des
Internationalen Strafgerichthofs (IStGH) dient.


Rechtsexperten sind sich nämlich einig, dass
Russland vor dem IStGH nicht für den Ukraine-Krieg
als solchen angeklagt und belangt werden kann.
Grund ist, dass Moskau das Römische Statut von
1998 nie ratifiziert rat. Dieses ist jedoch die
Rechtsgrundlage des Gerichtshofes. Es legt fest,
dass Bürger eines Staates, welcher das Statut nicht
unterzeichnet hat, nicht wegen eines Angriffskriegs
verurteilt werden können. Um ein Sondertribunal zu
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errichten, müsste die Ukraine darum einen
völkerrechtlichen Vertrag mit einer internationalen
Organisation wie den Vereinten Nationen, dem
Europarat und der EU schließen.




Es „fehlt also nicht an völkerrechtlichen Wegen“,
stellte der rechtspolitische Sprecher der CDU/CSU-
Fraktion Dr. Günter Krings in seiner Rede im
Bundestag fest. Die Bundesregierung hat sich bei
diesem Thema allerdings noch nicht positioniert.
Diese auffällige Zurückhaltung ist bemerkenswert
und irritierend zugleich.

 
     

 

 

 

 

Neue Praktikantin im
Berliner
Abgeordnetenbüro:
Sonja Schurr
 

"Mit nunmehr drei absolvierten Semestern der
Politikwissenschaften an der Universität
Heidelberg bin ich – Sonja Schurr – mir nur

allzu bewusst, dass unsere politischen Institutionen und Prozesse (etwa Wahlen oder
Gesetzgebung) von Grund auf durch die Geschichte des politischen Denkens geprägt
sind. Auch die Leitkonzepte, an denen sich die Problembearbeitung durch die Politik
orientiert – Freiheit, Gerechtigkeit und Demokratie – sind ideengeschichtlich verwurzelt.
Dabei gibt es insbesondere derzeit eine Vielzahl an Herausforderungen, deren Lösung
Menschen allerorts umtreibt – so auch mich in meiner Heimatstadt Stuttgart. Wie aber
werden diese Probleme von unserem politischen System bearbeitet? Davon darf ich mir
als Praktikantin im Bundestagsbüro des Abgeordneten Herrn Markus Grübel in den
kommenden fünf Wochen ein genaueres Bild machen."
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Sollten Sie keine weiteren Informationen auf elektronischem Weg wünschen, können Sie sich jederzeit hier abmelden.
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Ihnen gefällt der Newsletter? Über eine Weiterempfehlung würden wir uns freuen.
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